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1.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung 

Tabelle: Kassenmäßiger und rechnungsmäßiger Abschluss (in Euro) 

Haushaltsjahr 2008 Haushaltsjahr 2009 

Ist-Einnahmen 36.291.070.785,47 34.846.277.849,22 

Ist-Ausgaben 35.546.921.292,25 34.846.220.223,56 

Mehreinnahmen +744.149.493,22 +57.625,66 

Haushaltsmäßig noch nicht 
ausgeglichene (kassenmäßige) 
Überschüsse (+) oder Fehlbe-
träge (-) früherer Jahre +796.594.447,07 +603.821.040,29 

Kassenmäßiges Gesamt-
ergebnis +1.540.743.940,29 +603.878.665,95 

In das Folgejahr übertragene 
Einnahmereste1 +996.973.001,761 +1.163.997.244,861, 2 

In das Folgejahr übertragene 
Ausgabereste -1.383.328.504,97 -1.438.574.823,06 

Rechnungsmäßiges Gesamt-
ergebnis (Überschuss) +1.154.388.437,08 +329.301.087,75 

Bereinigt um 

- den Saldo der Einnahme- und 
Ausgabereste des Vorjahres +336.276.461,33 +386.355.503,21 

- den kassenmäßigen Über-
schuss früherer Jahre -796.594.447,07 -603.821.040,29 

Rechnungsmäßiges Jahres-
ergebnis (Überschuss) +694.070.451,34 +111.835.550,67 

1
Davon 967.811.606,55 Euro aus nicht verbrauchten Kreditermächtigungen. 

2
 Davon 193.030.149,48 Euro aus nicht benötigten Rücklagen. 

Der Landeshaushalt 2009 hat mit einem kassenmäßigen Überschuss von 
57.625,66 Euro abgeschlossen. Dieser war am 31.12.2009 im Verwah-
rungsbuch der Landesoberkasse nachgewiesen. Außerdem waren zu die-
sem Zeitpunkt auch kassenmäßige Überschüsse des Haushaltsjahres 2008 
von 603.821.040,29 Euro haushaltsmäßig noch nicht vereinnahmt. Insge-
samt standen Überschüsse von 603.878.665,95 Euro zur Verfügung. 2010 
wurden davon 73,4 Mio. Euro als Einnahmen verwendet. Daher standen am 
01.01.2011 noch 530,4 Mio. Euro kassenmäßige Überschüsse aus 2008 
und 2009 sowie 730,1 Mio. Euro kassenmäßiger Überschuss aus 2010 zur 
Verfügung. Im Staatshaushaltsplan für 2011 sind als Einnahmen aus rech-
nungsmäßigen Überschüssen der Vorjahre 522,3 Mio. Euro bei Kapitel 1212 
Titel 361 01 veranschlagt. Mit dem restlichen kassenmäßigen Gesamtüber-
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2.2 Variantenwahl 

Die Bewilligungsstelle hat nicht - jedenfalls nicht hinreichend - geprüft, ob 
der Förderzweck auch mit geringerem Aufwand erreichbar war. Das Innen-
ministerium akzeptierte bereits mit der Programmaufnahme die teuerste 
Variante. Eine angemessene Kosten-Nutzen-Untersuchung der anderen 
Varianten fand nach der frühzeitigen Festlegung der Stadt Neckargemünd 
nur eingeschränkt statt.  

2.3 Qualität der Planung 

Die Bauausgaben für den Tunnel waren nur grob geschätzt. Die im Gutach-
ten des Geologischen Landesamts teilweise als sehr ungünstig bezeichne-
ten geologischen Verhältnisse wurden zunächst nicht hinreichend berück-
sichtigt. Dies betraf die geotechnischen Untersuchungen wie die Lage des 
Vorhabens direkt neben dem bestehenden Eisenbahntunnel und dem Ne-
ckar. Auch hätte eine Rückfrage bei der Deutschen Bahn als Bauherrin des 
Eisenbahntunnels die geologischen Verhältnisse klären helfen können. Die 
Mängel und Versäumnisse der Vorplanung wirkten sich über das gesamte 
Zuwendungsverfahren belastend aus. Dies gilt nicht nur für den Tunnelbau. 
Beispielsweise mussten die Ansätze für die Tunnelausstattung bislang auf 
5,3 Mio. Euro korrigiert werden. Die Tunnelausstattung war im Förderantrag 
von 1993 mit weniger als einer halben Million Euro aufgeführt. Allerdings 
sind zwischenzeitlich auch die Sicherheitsanforderungen gestiegen. 

2.4 Durchführung des Fördervorhabens 

Die Straßenbauverwaltung thematisierte nicht, dass sich die Bauzeit immer 
länger hinzog. In den Förderakten wurden weder der schleppende Fortgang 
des Vorhabens infrage gestellt noch Erhöhungen kritisch betrachtet. Immer-
hin ist das Land bei einem Fördersatz von 80 Prozent Hauptfinanzier. Die 
Straßenbauverwaltung übernahm keine Initiative und Verantwortung als klar 
war, dass die ersten Kostenberechnungen lückenhaft und mit dem ersten 
Erhöhungsantrag bei Weitem noch nicht alle Kostenrisiken des Tunnelbaus 
gedeckt waren. Sie hätte die Qualität der Kostenansätze überprüfen und 
gegebenenfalls steuernd eingreifen müssen.  









Folgende Vorhaben wurden durchgeführt: 

 Grundsanierungen, 

 Teilsanierungen (z. B. Innenausbau, Fassaden, Dächer, Technik), 

 Sofortmaßnahmen (z. B. Rauchschutztüren, Brandmeldeanlagen) und 

 Provisorien (z. B. provisorische Fluchtbalkone, Sicherungsnetze). 

Ein positives Beispiel ist der Umbau des Chemie-Hochhauses (Gebäude A) 
in Tübingen. Hier wurde eine Grundsanierung in kurzer Zeit mit einem wirt-
schaftlichen Mitteleinsatz und Gesamtbaukosten von 45 Mio. Euro durchge-
führt. Landesweit gibt es zu wenige Projekte dieser Art. 

Teilsanierungen, die nur einzelne Bauteile oder Abschnitte betreffen, sind 
die Regel. Das Hochhaus der Biologie II/III in Freiburg wurde beispielsweise 
innenräumlich und technisch saniert. Die thermisch nicht getrennte Metall-
fassade - verantwortlich für einen hohen Energieverbrauch - und die außen 
liegenden Betonbrüstungen wurden nicht erneuert. Obgleich das Land in 
den letzten zehn Jahren etwa 15 Mio. Euro in diesen Komplex investiert hat, 
bleibt ein Sanierungsbedarf von 6 bis 7 Mio. Euro weiter bestehen. 

Am Pharmazie-Hochhaus (Gebäude B) in Tübingen wurde ein Sicherungs-
netz gegen herabstürzende Betonteile installiert, da keine ausreichenden 
Mittel für eine nachhaltige Betonsanierung zur Verfügung stehen. Das Ge-
bäude aus 1973 ist stark sanierungsbedürftig. Das Land muss durchschnitt-
lich 220.000 Euro je Jahr aufwenden, um es zu sichern und die Nutzung 
aufrechtzuerhalten. 

Abbildung 1: Schutzeinhausung gegen herabstürzende Bauteile 

Im Theoretikum der Universität Heidelberg wird mit Aufklebern an zahlrei-
chen Fenstern auf eine Unfallgefahr beim Öffnen hingewiesen. 
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Abbildung 2: Warnhinweis an Fenstern (Aufnahme Dezember 2010) 

Die Beispiele sollen zeigen, dass Teilsanierungen anstelle von eigentlich 
nötigen Grundsanierungen im Ergebnis zu einem finanziellen Nachteil für 
das Land führen können. In einigen Fällen wurde nur reagiert, aber kaum 
vorausschauend saniert. 

2.2 Fehlende Priorisierung der Vorhaben 

Die Verwaltung hat 2002 die Hochschulgebäude in Sanierungsstufen kate-
gorisiert. Dabei wurde bei den meisten Gebäuden ein Sanierungsbedarf 
zwischen 20 und 75 Prozent festgestellt. Zielführend wäre es aus Sicht des 
Rechnungshofs gewesen, zunächst die Gebäude mit großem Sanierungs-
bedarf zu sanieren. Diese verursachen den höchsten Aufwand, um die Nut-
zung aufrechtzuerhalten. Interimslösungen erzeugen weitere Kosten. 

Der Rechnungshof vermisst einen verbindlichen Plan, der eine klare Sanie-
rungsstrategie vorgibt, welches Gebäude zu welchem Zeitpunkt zu sanieren 
ist. 

2.3 Verlorene Investition in marode Substanz 

Zur Aufrechterhaltung des Betriebs wurden Sofortmaßnahmen und Proviso-
rien im Bauunterhalt ausgeführt. Bei diesen Vorhaben handelte es sich oft 
um Investitionen, die verloren gehen, wenn später grundsaniert oder abge-
brochen wird. Vor allem Brandschutzmaßnahmen werden im Rahmen von 
Grundsanierungen oftmals wieder entfernt. Ursächlich hierfür sind aktuali-
sierte Brandschutzkonzepte, auch infolge geänderter Nutzung. 
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3.3 Flächen konsolidieren 

Mit jedem Neubau wird zusätzliche Nutzfläche geschaffen, wenn nicht 
gleichzeitig Gebäude durch Abriss, Verkauf oder Abmietung aufgegeben 
werden. Deshalb sind nicht mehr benötigte Flächen aufzugeben. 

4 Stellungnahme des Ministeriums 

Das Finanzministerium ist der Auffassung, der Rechnungshof habe eine 
vereinfachte globale Betrachtung durchgeführt, diese würde der Komplexität 
des Themas nicht gerecht. Mit fünf der neun Landesuniversitäten habe man 
nur einen nicht repräsentativen Teil der Baumaßnahmen betrachtet. 

Die Festlegung der Sanierungsreihenfolge erfolge in enger Abstimmung mit 
der Wissenschaftsseite. Dabei seien neben dem baulichen Zustand Nutzer-
prioritäten, wissenschaftliche Zielsetzungen, logistische Möglichkeiten der 
Nutzer, rechtliche Auflagen und finanzielle Rahmenbedingungen maßge-
bend. Die Realisierungsreihenfolge der anstehenden Sanierungs- und Neu-
baumaßnahmen würde dokumentiert und zwischen den Beteiligten verbind-
lich vereinbart. Ein großer Teil der Gebäude sei in den Sechzigerjahren und 
Siebzigerjahren errichtet worden und jetzt sanierungsbedürftig. Da aus fi-
nanziellen Gründen nicht alle Maßnahmen gleichzeitig durchgeführt werden 
könnten, wären in einigen Fällen hinhaltende Teilsanierungen und Reparatu-
ren bis zum Beginn umfassender Modernisierungen unvermeidlich gewesen. 

Dem ermittelten Flächenzuwachs an Universitäten von 5 Prozent stellt das 
Finanzministerium gegenüber, die Anzahl der Studierenden sei seit 2002 um 
15,5 Prozent gestiegen und die Drittmitteleinnahmen hätten um 70 Prozent 
zugenommen. Aus der Drittmitteleinwerbung ergäbe sich ein zusätzlicher 
Unterbringungsbedarf.  

5 Schlussbemerkung

Der Rechnungshof bleibt bei seiner Auffassung, dass wegen der Priorisie-
rung von Neubauten dringende Sanierungen zurückgestellt werden. Die 
Sanierungen werden damit nicht vor 2030 abgeschlossen sein. 70 Prozent 
des Sanierungsbedarfs wurden betrachtet. Die Feststellungen des Rech-
nungshofs sind damit repräsentativ. 

Zwischen den gestiegenen Drittmitteleinnahmen, den gestiegenen Studie-
rendenzahlen und dem festgestellten Flächenzuwachs der Universitäten 
besteht kein linearer Zusammenhang. Der Rechnungshof hält an seiner 
Forderung der Flächenkonsolidierung fest.
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In Heidelberg und Freiburg sind spezielle Organisationseinheiten eingerich-
tet, die die ausländischen Patienten betreuen und auch die Rechnungen 
erstellen. In Tübingen und Ulm hingegen hat die stationäre Behandlung aus-
ländischer Patienten keine vergleichbare strategische Bedeutung. Abge-
rechnet wird allerdings auch in Tübingen von einer eigenen Organisations-
einheit „Ausländerabrechnung und stationäres Vertragswesen“. 

Der Rechnungshof hält es für sachgerecht, dass bei Patienten, die nicht im 
Inland wohnen und nicht in den Geltungsbereich von Sozialversicherungs-
abkommen fallen, Zuschläge für den besonderen Betreuungsaufwand erho-
ben werden. Dies ist auch deshalb gerechtfertigt, weil die notwendigen In-
vestitionen an den Klinika allein durch den (inländischen) Steuerzahler fi-
nanziert werden. 

2.2 Erfassung und Kodierung der medizinischen Leistungen 

Seit der Einführung der Fallpauschalen (DRG) bei der Abrechnung stationä-
rer Krankenhausleistungen ist eine schnelle, vollständige und zuverlässige 
Erfassung und Kodierung der stationär erbrachten Leistungen die wichtigste 
Grundlage für die Abrechnung gegenüber Krankenversicherung und Patien-
ten.

Alle vier Universitätsklinika setzen dafür neben den behandelnden Ärzten 
der jeweiligen Fachabteilung speziell ausgebildete Kodierfachkräfte ein, die 
kostengünstiger als Ärzte arbeiten und über speziellen Sachverstand für die 
Erfassung der medizinischen Leistungen verfügen. Gesteuert und überwacht 
wird dieser Prozessschritt vom zentralen Medizincontrolling, welches an 
allen vier Klinika eingerichtet worden ist. 

Die Prüfung des Rechnungshofs zeigte deutliche Unterschiede in den Ver-
fahrensabläufen auf. Während in Heidelberg und (mit Abstrichen) auch in 
Ulm das zentrale Medizincontrolling die Prozesse dominiert, setzen das 
Universitätsklinikum Freiburg und das Universitätsklinikum Tübingen auf ein 
eher dezentral organisiertes Modell. In Heidelberg und Ulm fordert die kauf-
männische Leitung des Klinikums die zeitnahe und vollständige Erfassung 
der Leistungen als selbstverständlichen Teil eines modernen Qualitätsma-
nagements durch ehrgeizige Vorgaben und gegebenenfalls gezielte Kritik 
ein.

Das Universitätsklinikum Heidelberg wendet überdies eine zentrale, DV-
gestützte Plausibilitätskontrolle der abgerechneten Leistungen an, die sys-
tematische und zufällige Fehler bei der Abrechnung bestimmter Leistungen 
offenlegt und zeitnahe Korrekturen ermöglicht.  

Der Zeitraum, der zwischen der Entlassung des Patienten aus der stationä-
ren Behandlung und der Freigabe der kodierten Daten zur Abrechnung liegt, 
ist dabei ein wichtiger Indikator für die Professionalität des Kodierungspro-
zesses: 

Am Universitätsklinikum Heidelberg betrug diese Zeitspanne im geprüften 
Zeitraum 5,3 Tage, am Universitätsklinikum Ulm 9,7 Tage. In Freiburg und 
Tübingen brauchten die Fachabteilungen dagegen im Mittel 12,8 bzw. 
13,6 Tage, um die kodierten Daten für die Abrechnung freizugeben. Durch 
eine zügigere Erfassungs- und Kodierungspraxis nach Heidelberger Vorbild 



























175 

2.2.2 Beanstandungen 

Beanstandet hat der Rechnungshof die Finanzierung von Personalausgaben 
für wissenschaftliches Personal aus Studiengebühren insbesondere in fol-
genden Fallgruppen: 

 Aus Studiengebühren finanzierte Mitarbeiter waren auch im Bereich der 
postgradualen Lehre tätig. 

 Auch der auf die Forschung oder die Förderung der Promotion von Mit-
arbeitern entfallende Anteil der Beschäftigungsentgelte wurde aus Stu-
diengebühren finanziert. 

 Es wurden (auf dem Papier) Vertretungsprofessuren aus Studiengebüh-
ren finanziert, obwohl für diese die entsprechenden Professorenstellen 
vorhanden waren und die Vertretungsprofessuren damit schon finanziert 
waren. Auf diese Weise konnten die Hochschulen aus den unbesetzten 
Stellen nicht zweckgebundene Mittel schöpfen. 

 Es wurden Dienstreisen aus Studiengebühren finanziert, obwohl die be-
treffenden Dienstreisen eindeutig Forschungszwecken dienten. 

2.2.3 Verfahren bei der Finanzierung wissenschaftlichen Personals 
aus Studiengebühren 

Bei der Finanzierung wissenschaftlichen Personals aus Studiengebühren 
haben alle Hochschulen in Übereinstimmung mit den Erlassen und Verwen-
dungshinweisen des Wissenschaftsministeriums regelmäßig nur jenen Teil 
der Arbeitsentgelte aus Studiengebühren finanziert, der dem Anteil der 
Lehraufgaben nach der Dienstaufgabenbeschreibung des jeweiligen Mit-
arbeiters entspricht. 

Diese (inputorientierte) Vorgehensweise verursacht, soll sie korrekt prakti-
ziert werden, in den Personalverwaltungen der Hochschulen einen erhebli-
chen zusätzlichen Verwaltungsaufwand beim Abschluss der Verträge und 
der Teilverbuchung der Arbeitsentgelte auf unterschiedliche Haushaltsstel-
len.

Für die meisten Studierenden ist diese Art der Zuordnung der Studiengebüh-
ren auf einzelne Beschäftigungsverhältnisse nur schwer nachzuvollziehen, 
da den Studierenden Umfang und Aufteilung der Dienstaufgaben der aka-
demischen Mitarbeiter in der Regel verborgen bleiben. Das Verfahren erhöht 
die Transparenz der Verwendung der Gebühren nicht. 

Außerdem gewinnt das Gebührenrecht durch dieses Verfahren ein Maß an 
Dominanz über die Personalpolitik der Hochschulen, die das bewährte Kon-
zept der forschungsbasierten Lehre konterkariert und im Einzelfall sogar zu 
arbeitsrechtlichen Schwierigkeiten führen kann. Das ist weder sachgerecht 
noch vom Gesetzgeber mit der Einführung von Studiengebühren beabsich-
tigt worden. 
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Landesarchiv Baden-Württemberg (Kapitel 1469) 

Das Landesarchiv sollte seine Aufgaben bündeln, Personalausgaben 
reduzieren und seine Organisationsstrukturen straffen. Es besteht ein 
Optimierungspotenzial von jährlich 1,3 Mio. Euro. 

1 Ausgangslage 

1.1 Aufgaben des Landesarchivs 

Das Landesarchiv ist das zentrale Gedächtnis des Landes und kraft gesetz-
lichen Auftrages eine Dienstleistungseinrichtung. Aus den Akten der Verwal-
tungen und Gerichte bildet es inhaltsreiches Archivgut. Das Landesarchiv 
hat die Aufgabe, Archivgut als Teil des historischen und kulturellen Erbes 
und der Erinnerungskultur zu sichern, zu erhalten und zugänglich zu ma-
chen. Zu den anspruchsvollsten Aufgaben gehört dabei, historisch wertvol-
les Archivgut auszuwählen. Daneben ist es eine Einrichtung für Forscher 
und interessierte Bürger. An diesen Kundenkreis wendet sich das Landes-
archiv seit einigen Jahren durch eine verstärkte Bildungs- und Öffentlich-
keitsarbeit. 

Zum 31.12.2009 betrug der Gesamtumfang an analogem Archivgut (Archiv-
gut in körperlicher Form wie beispielsweise Akten, Urkunden, Karten und 
Bilder) 138 Kilometer. Jährlich gehen 1,6 Kilometer Akten zu. 

 

1.2 Neuorganisation der Landesarchivverwaltung 2005 

Das Land hat seine Archivverwaltung im Zuge der Verwaltungsstrukturre-
form zum 01.01.2005 neu organisiert. Die eigenständigen vier Staatsarchive 
(Freiburg, Ludwigsburg, Sigmaringen und Wertheim) sowie das Generallan-
desarchiv in Karlsruhe und das Hauptstaatsarchiv Stuttgart fusionierten mit 
der Oberbehörde „Landesarchivdirektion Baden-Württemberg“ zum neuen 
Landesarchiv Baden-Württemberg. Aus einer ehemals zweistufigen wurde 
eine einstufige Verwaltung. 

 














